
Einwohnerrat gegen 1\!Iajorz-Initiative
Reinacher Einwohnerrat schickt Kinderhaus Weiermatten vor Projektstart an Spezialkommission

Mit 20 zu 14 Stimmen
sprach sich der Reinacher
Einwohnerrat gegen die
bürgerliche Initiative aus,
Gemeinderat, Schulrat
und Sozialhilfebehörde
per Majorz zu wählen.

HEINER LEUTHARDT

Eine klare Absage erteilte der
Reinacher Gemeinderat an
die Initiative der FDP, GLP und
CVP zur Wiedereinführung
der Majorzwahl beim Gemein­
derat sowie beim Schulrat
und der Sozialhilfebehörde.

In seiner Vorlage ging er
noch einen Schritt weiter und
verlangte nicht nur, dass der
Einwohnerrat und der Ge­
meinderat wie bisher im Ver­
hältniswahlverfahren (Pro-

porz) gewählt werden, son­
dern dass in Zukunft der Ein­
wohnerrat den Schulrat und
die Sozialhilfebehörde wäh­
lensolle.

RUth Schaller (FDP/GLP)
betonte, dass beim Mehrheits­
verfahren (Majorz) dieAmtsin­
haber länger im Amt bleiben
würden als beim Proporz.
Dementsprechend würden
sich auch Kandidaten der
Wahl stellen, die wirklich in
das Amt wollten. «Zudem ist
der Aufurand bei Wahlen für
die Parteien kleinen>, meinte
sie. «Was ist schlecht an einem
Verfahren, das sich bei 80 Pro­
zent der Gemeinden be­
währt?» Klar lehnte Schaller
die Wahl des Schulrates und
der Sozialbehörde durch den

Einwohnerrat als «Beschnei­
dung der Volksrechte» ab.
CVP-Sprecher Markus Kilch­
herr teilte diese Position.

Wichtiges bleibt liegen
Marie-Therese Müller (PERl

Impuls/Grüne) kritisierte, der
Majorz führe zu mehr Auf
wand und dadurch bleibe
Wichtiges liegen. Zudem be­
stehe die Gefahr, dass jene, die
mehr Geld hätten, sich durch­
setzten. Wie alle anderen Par­
teien lehnte sie auch die Wahl
von Schulrat und Sozialbehör­
de durch den Einwohnerrat
ab. Gegen den Majorz spra­
chen sich auch die SP und die
SVPaus.

Entsprechend empfiehlt
der Einwohnerrat den Stimm-

berechtigten, die voraussicht­
lich im Februar 2011 über die
Initiative «Majorz statt Pro­
porz» abstimmen, diese mit
20 gegen 14 Stimmen zur Ab­
lehnung. Der Vorschlag, die
Sozialhilfebehörde und den
Schulrat' durch den Einwoh­
nerrat zu wählen, wurde ein­
stimmigvomTisch gefegt.

Vergeblich zurückweisen
wollte die SVP in zwei Anläu­
fen die Vorlage Kinderhaus
Weiermatten. Es habe noch zu
viele nicht beantwortbare Fra­
gen, meinten sie. Dafür wurde
die Vorlage an eine siebenköp­
fige Spezialkommission über­
wiesen. «Die Rückweisung ist
keine Lösung», betonte etwa
Fredy Fecker (CVP), «weil dann

der Gemeinderat nicht weiss,
was wir wollen) Die offenen
Fragen könnten in der Spezial­
kommission geprüftwerden.

Zu reden gab der Tätig­
keitsbericht der GPK Gelobt
wurde ervon den Parteien. Ge­
meindepräsident Urs Hinter­
mann und VlZepräsident
Hans-Ulrich Zumbühl kriti­
sierten dagegen die Ausführ­
lichkeit zu Fragen bei der
Technischen Verwaltung.
«Wenn wir dagegen argumen­
tieren möchten, müssten wir
Interna und den Persönlich­
keitsschutz preisgeben», be­
tonte Hintermann. «Das geht
nicht und ist nicht faiD> Zu­
dem enthalte der Bericht feh­
lerhafte Darstellungen, er­
gänzte Zumbühl.
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